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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Handelspolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinsdiaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates zur Einführung einer 
gem^nsamen Ausfuhrregelung und Eröffnung eines men- 
genmäßigen Ausfuhrkontingents der Gemeinschaft für be- 
stimmte Bearbeitungsabfälle und Aschen von NE-Metallen 
(Kupfer, Blei und Aluminium). 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 5. Februar 
1971 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvor- 
schlages durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Druck: Buchdruckeref R. Madel, 5307 Wacktberg- Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfadi 821. GoethestraBe 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Einführung einer gemeinsamen Ausfuhrregelung und 
Eröffnung eines mengenmäßigen Ausfuhrkontingents der Ge- 
meinschaft für bestimmte Bearbeitungsabfälle und Aschen von 
NE-Metallen (Kupfer, Blei und Aluminium) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2603/69 
vom 20. Dezember 1969 zur Festlegung einer ge- 
meinsamen Ausfuhrregelung, insbesondere Artikel 7 
und 10 ^), 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1023/70 
vom 25. Mai 1970 zur Festlegung eines gemeinsamen 
Verfahrens für die Verwaltung mengenmäßiger 
Kontingente^), 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Es ist geboten, für gewisse Abfälle und Aschen 
von Kupfer, Blei und Aluminium eine gemeinsame 
Ausfuhrregelung einzuführen. 

Für Kupfer, Blei und Aluminium besteht in der 
Gemeinschaft ein Versorgungsmangel zu konkur- 
renzfähigen Preisen. 


Die freie Ausfuhr von Bearbeitungsabfällen und 
Aschen dieser Erzeugnisse würde die gegenwärtige 
Versorgungslage infolge eines fühlbaren Ausfuhr- 
anstiegs erheblich verschlechtern. Im Hinblick auf 
den Versorgungsengpaß haben die Mitgliedstaaten 
bisher für die in Frage stehenden Erzeugnisse Aus- 
fuhrkontingente festgelegt. 

Für diese Erzeugnisse sind nunmehr mengen- 
mäßige Ausfuhrkontingente der Gemeinschaft fest- 
zulegen und die Kriterien für die Aufteilung festzu- 
setzen. 

Auf Grund des Abkommens zur Gründung einer 
Assoziierung zwischen der Gemeinschaft und Grie- 
chenland finden diese Beschränkungen nicht An- 
wendung auf die Ausfuhren nach Griechenland - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN; 

Artikel 1 

Für nachstehende Erzeugnisse wird die Ausfuhr aus 
der Gemeinschaft im Jahre 1970 auf folgende Höchst- 
mengen beschränkt: 


Nr. des [ 

Gemeinsamen 

Zolltarifs 

Warenbezeichnung 

Beträge 

ex 26.03 D 

Aschen und Rückstände von Kupfer und Kupfer- 
legierungen 

8 725 t 

ex 74.01 

Bearbeitungsabfälle und Schrott, aus Kupfer und 
Kupferlegierungen: 

10 300 t 


j — von der Abwrackung von aus dritten Ländern 

1 stammenden Schiffen oder von der Denaturie- 

rung von Munition, die von den Streitkräften 
dritter Länder verkauft wird, herrührend 1 



— andere 1 

13 780 t 

76.01 B 

Bearbeitungsabfälle und Schrott, aus Aluminium 

1 435 t 

78.01 B 

Bearbeitungsabfälle und Schrott, aus Blei 

755 t 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 324/69 
vom 27. Dezember 1969 S. 25 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 124/70 
vom 8. Juni 1970 S. 1 
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Artikel 2 

Die in Artikel 1 festgelegten Kontingente werden nach folgenden Kriterien aufgeteilt: 


Nr. des 

Gemeinsamen 

Zolltarifs 

Warenbezeichnung 

Kriterium 

ex 26.03 D 

Aschen und Rückstände von Kupfer und Kupfer- 
legierungen 

Ausfuhrmöglichkeiten: 
Referenzmengen der Mitglied- 
staaten für 1970 zuzüglich 10 Vo 
für Deutschland, Italien und die 
Beneluxländer 

ex 74.01 

Bearbeitungsabfälle und Schrott, aus Kupfer und 
Kupferlegierungen: 


• 

— von der Abwrackung von aus dritten Ländern 
stammenden Schiffen oder von der Denaturie- 
rung von Munition, die von den Streitkräften 
dritter Länder verkauft wird, herrührend 

Ausfuhrmöglichkeiten : 
Referenzmenge der Mitglied- 
staaten für 1970 


— andere 

1 ®/o des Metallverbrauchs (mit 
Variierungsmöglichkeit für die 
Anteile Frankreichs und 

Deutschlands) 

76.01 B 

Bearbeitungsabfälle und Schrott, aus Aluminium 

1 ®/oo des Metallverbrauchs 

78.01 B 

Bearbeitungsabfälle und Schrott, aus Blei 

1 ®/oo des Metallverbrauchs 


Artikel 3 

Die in Artikel 1 aufgeführten Erzeugnisse werden 
aus dem Annex zur Verordnung (EWG) des Rates 
Nr. 2603/69 gestrichen. 

Artikel 4 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

Artikel 1 und 2 gelten bis zum 31. Dezember 1971. 


Geschehen zu Brüssel, am 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


L 

Im Interesse einer stabilen Versorgung und einer 
Versorgung zu konkurrenzfähigen Preisen mit 
Kupfer, Blei und Aluminium erhalten die Mitglied- 
staaten seit mehreren Jahren Ausfuhrkontingente 
für die folgenden Warenkategorien aufrecht: 

ex 26.03 D Aschen und Rückstände von Kupfer und 
Kupferlegierungen 

ex 74.01 Bearbeitungsabfälle und Schrott, aus 
Kupfer und Kupferlegierungen: 

— von der Abwrackung von aus dritten 
Ländern stammenden Schiffen oder 
von der Denaturierung von Munition, 
die von den Streitkräften dritter Län- 
der verkauft wird, herrührend 

— andere 

76.01 B Bearbeitungsabfälle und Schrott, aus 

Aluminium 

78.01 B Bearbeitungsabfälle und Schrott, aus 

Blei 

Seit 1962 haben die Mitgliedstaaten diese Ausfuhr- 
beschränkungen in Übereinstimmung mit Empfeh- 
lungen der Kommission angeführt, die diese jährlich 
gemäß Art. 115 Abs. 1 des Vertrages ausgesprochen 
hat 1). 

Bezüglich des innergemeinschaftlichen Handels mit 
den vorerwähnten Erzeugnissen wenden die Mit- 
gliedstaaten ein spezifisches Verfahren an, mit dem 
durch eine Verbleibskontrollbescheinigung der Ver- 
bleib dieser Erzeugnisse überwacht wird; dieses 
Verfahren war ebenfalls Gegenstand der vorerwähn- 
ten Empfehlungen der Kommission. 


11 . 

1. Gemäß Art. 113 EWG-V wird die gemeinsame 
Handelspolitik nach dem Ende der Übergangszeit 
nach einheitlichen Grundsätzen gestaltet. Die Kom- 
mission hat es nichtsdestoweniger für zweckmäßig 
erachtet, für das Jahr 1970 die bisherige Regelung 
weiterzuführen, da gegen Ende 1969 die Grundsatz- 
verordnungen für die Durchführung von Art. 113 in 
dem in Frage stehenden Bereich vom Rat noch er- 
örtert wurden. Zwisdienzeitlich hat der Rat folgende 
zwei Verordnungen angenommen: 

— Verordnung (EWG) Nr. 2603/69 des Rates vom 
20. Dezember 1969 zur Festlegung einer gemein- 
samen Ausfuhrregelung ^), 


— Verordnung (EWG) Nr. 1023/70 des Rates vom 
25. Mai 1970 zur Festlegung eines gemeinsamen 
Verfahrens für die Verwaltung mengenmäßiger 
Kontingente ^). 

Diese beiden Verordnungen stellen das Basisinstru- 
mentarium dar für die gemeinsamen Ausfuhrregime 
für die in Frage stehenden Erzeugnisse. 

Anläßlich einer Sitzung der Dienststellen der Kom- 
mission mit den zuständigen Experten der Mitglied- 
staaten vom 4. Dezember 1970 wurde festgestellt, 
daß das gemeinsame Regime der Ausfuhrbeschrän- 
kungen für dieselben Produktkategorien eingeführt 
werden sollte, für die die Mitgliedstaaten schon bis- 
her ihre Mengenbeschränkungen eingeführt und bei- 
behalten hatten. Auch was die Höhe der festzu- 
setzenden Kontingente betrifft, wurde es, wie in der 
Vergangenheit, als zweckmäßig erachtet, teilweise 
die Basisbeträge des Jahres 1962 (Pos. ex 26.03 und 
ex 74.01 erste Alternative), teilweise in Überein- 
stimmung mit den in der OECD ausgearbeiteten 
Kriterien, 1 Vo des Metallverbrauchs (Pos. 74.01 
zweite Alternative) oder 10®/oo des Metallverbrauchs 
(Pos. 76.01 und 78.01 B) zugrunde zu legen. Die auf 
diesem Wege festgelegten Beträge entsprechen der 
Summe der für 1970 festgelegten mitgliedstaatlichen 
Kontingente zusätzlich einiger leichter Erhöhungen, 
die sich aus der ganzen oder teilweisen Berücksich- 
tigung von Erhöhungswünschen ergeben, die durch 
einige Delegationen der Mitgliedstaaten geäußert 
wurden. Hinsichtlich der Verteilungskriterien für die 
Kontingente gemäß Art. 2 und 11 der Verordnung 
Nr. 1023/70 regt die Kommission an, die Einfuhr- 
und die Ausfuhrmöglichkeiten, die bisher in den 
Mitgliedstaaten bestanden, zugrunde zu legen. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr, 28 
vom 17. April 1962, S. 895/62 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 129 
vom 23. August 1963, S. 2295/63 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 69 
vom 30. April 1964, S. 1105/64 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 12 
vom 28. Januar 1965, S. 60/66 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 11 
vom 20. Januar 1967, S. 167/67 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 18 
vom 21. Januar 1968, S. 16 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 29 
vom 5. Februar 1969, S. 15 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 34 
vom 12. Februar 1970, S. 13 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 324/69 
vom 27. Dezember 1969, S, 25 

ä) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 124/70 
vom 8. Juni 1970, S. 1 
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2. Für den innergemeinschaftÜchen Warenverkehr 
sieht Art. 1 Abs. 4 der Verordnung Nr. 1023/70 die 
Anwendung der Ratsver Ordnung Nr. 542/69 vom 
18. März 1969 über das gemeinschaftliche Versand- 
verfahren sowie die zu ihrer Durchführung erlasse- 
nen oder zu erlassenden Vorschriften vor. Ein Ver- 
ordnungsentwurf der Kommission zur Anwendung 
der vorerwähnten Verordnung Nr. 542/69 betreffend 
die „Verwendung von Dokumenten für den gemein- 
schaftlichen Transitverkehr in Fällen, in denen die 
Ausfuhr untersagt ist, oder Beschränkungen, Steuern 
oder anderen Abgaben unterliegt", wird gegen- 
wärtig im Ausschuß für das gemeinschaftliche Ver- 
sandverfahren geprüft. Es erwies sich bei dieser 
Sachlage als zweckmäßig, bis zum Inkrafttreten die- 
ser neuen Verordnung die bestehende Regelung 


mittels einer neuen Empfehlung der Kommission 
gemäß Art. 155 des Vertrages weiterzuführen. Die 
Kommission wird diese Empfehlung, deren Inhalt 
mit den vorangegangenen Empfehlungen überein- 
stimmt, den Mitgliedstaaten übermitteln, sobald der 
Rat der Gemeinschaften den Verordnungsvorschlag 
betreffend die Festsetzung der Kontingente sowie 
der Aufteilungskriterien angenommen hat. Sobald 
das neue Überwachungsverfahren in Kraft getreten 
sein wird, wird es das herkömmliche, von den Mit- 
gliedstaaten in Ausführung der Empfehlungen der 
Kommission befolgte Überwachungsverfahren ab- 
lösen können. 

3. Die Kommission schlägt dem Rat vor, den bei- 
gefügten Verordnungsvorschlag zu billigen. 
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